
zur Umwelt und mangelnde Fähigkeit zur gesellschaft­
lichen Einordnung ist. Die wesentlichste Seite der Be­
handlungsmethode, die auch unmittelbar von gesell­
schaftlichen Kräften unterstützt werden kann, besteht 
also darin, die inneren Konflikte des Trinkers und die 
sich daraus ergebenden Widersprüche zur Gesellschaft 
zu erkennen, ihm bei deren Lösung zu helfen sowie zwi­
schen ihm und seiner Umwelt normale Wechselbezie­
hungen herzustellen. Das Ziel jeglicher Behandlung 
muß die völlige Abstinenz sein. Auf dem 12. Internatio­
nalen Seminar zur Verhütung und Behandlung des 
Alkoholismus7 wurde erneut darauf hingewiesen, daß 
ein Alkoholiker niemals mehr zum mäßigen Trinken 
umerzogen werden kann, sondern ständig in der Gefahr 
eines Rückfalls schwebt, sofern er sich in seinem weite­
ren Leben nicht völlig des Alkohols enthält. Hier zeigt 
sich eindeutig die Verantwortung der Gesellschaft, 
solche Bedingungen zu schaffen, die das Verleiten zum 
Alkoholgenuß ausschließen.
Der Erfolg jeder Alkoholentziehungskur hängt wesent­
lich von der psychischen Führung des Alkoholikers wäh­
rend der und nach den Entziehungsmaßnahmen ab. 
Nach unseren Erfahrungen sind verantwortungs­
bewußte Arbeitskollektive am besten geeignet, diese 
Aufgabe wirksam zu unterstützen. Dabei kommt dem 
Arzt eine anleitende ünd kontrollierende Rolle zu. Er 
muß den Patienten regelmäßig untersuchen und weitere 
Aussprachen mit ihm führen. Die Verordnung von Me­
dikamenten, z. B. Disulfiram, stellt dabei nur einen 
unterstützenden Faktor in der Psychotherapie dar. Die 
unkontrollierte Einnahme solcher Medikamente ist ge­
fährlich und ohne Psychotherapie auch wirkungslos8. 
Während der Zeit der Verabreichung von Medikamen­
ten haben die gesellschaftlichen Kräfte eine ganze spe­
zielle Verantwortung: Sie müssen den Patienten selbst 
vor dem Genuß kleinerer Alkoholmengen bewahren, 
da auch bei geringer Verletzung der Abstinenz bedroh­
liche Kreislaufstörungen edntreten können. Vor Beginn 
der Kur wird jeder Patient ausdrücklich auf diesen Um­
stand hingewiesen, und er muß durch seine Unterschrift 
bestätigen, daß er davon Kenntnis genommen hat.
Seit Beginn der umfassenden Betreuung der Alkohol­
gefährdeten konnte im Kreis Calau bis jetzt, bei etwa 
50 Bürgern eine konstante Abstinenz erreicht werden. 
Die besten Erfolge hatten die Entziehungskuren, bei 
denen es gelang, das Arbeitskollektiv zur Übernahme 
einer Patenschaft über den Trinker zu veranlassen. 
Die Kollektive verpflichteten sich oftmals, ihren Kolle­
gen nicht nur während der Arbeitszeit, sondern auch in 
der Freizeit bei seiner weiteren Lebensgestaltung zu 
betreuen und dafür zu sorgen, daß er den Alkohol kon­
sequent meidet. Dabei hat sich in vielen Fällen auch 
die Einstellung des ganzen Kollektivs zum Alkohol 
gewandelt.
Sind Bürger unter Alkoholeinfluß straffällig geworden 
und liegen die Voraussetzungen für eine Bürgschaft 
vor, so übernehmen zahlreiche Kollektive in der Bürg­
schaftserklärung konkrete Verpflichtungen zur Unter­
stützung der Alkoholentziehungskur9.
Das Kreisgericht Calau bemüht sich, solche Täter in 
der Hauptverhandlung davon zu überzeugen, daß es 
für sie das Beste ist, sich freiwillig einer Alkoholentzie­
hungskur zu unterziehen. Die Freiwilligkeit der Bereit­
schaftserklärung ist eine wesentliche psychische Grund­
lage für den Erfolg der Entziehungskur. Bei Strafen 
ohne Freiheitsentzug informiert das Kreisgericht dann 
die Organe des Gesundheitswesens, die die erforder-

7 Vgl. Baatz, a. a. O.
8 Aui die medizinischen Aspekte der Entziehungskuren kann 
in diesem Zusammenhang nicht weiter eingegangen werden.
9 Auf solche Verpflichtungen haben auch Dfihn / Stüber, „Die 
Rolle des moralischen Faktors bei der Realisierung von Bürg­
schaften“, NJ 1966 S. 742 a. (744), hingewiesen.

liehen Maßnahmen zur ambulanten Behandlung ein­
leiten.
Problematisch ist die Durchführung von Entziehungs­
maßnahmen bed Verbüßung einer Freiheitsstrafe. Zwar 
ist es richtig, bei längeren Freiheitsstrafen von einer 
zusätzlichen Verurteilung zur Unterbringung in einer 
Trinkerheilanstalt abzusehen. Jedoch kann man — wie 
die Praxis zeigt — nicht davon ausgehen, daß die mit 
dem Freiheitsentzug verbundene Abstinenz automa­
tisch auch eine Alkoholentwöhnung mit sich bringt. 
Deshalb müßte es in den Strafvollzugsanstalten die 
Möglichkeit geben, daß der medizinische Dienst sowohl 
zu Beginn als auch zum Ende der Strafe Entziehungs­
kuren durchführt. Dadurch könnte der Rückfälligkeit 
von Alkoholtätem vorgebeugt werden.
Zwangsmaßnahmen gegen Alkoholiker 
Wenn auch bei der Entziehungskur das Prinzip der 
Freiwilligkeit für die psychische Willensstabilisierung 
wesentlich ist, so darf doch nicht übersehen werden, daß 
es in bestimmten Fällen im Interesse des Alkoholikers 
und der Gesellschaft notwendig ist, Zwangsmaßnahmen 
anzuwenden. Bei den Entziehungskuren auf freiwilliger 
Basis kann der Alkoholiker jederzeit die Kur ab­
brechen, wenn sie ihm zu unbequem oder unangenehm 
wird. Das gilt auch für stationäre Kuren, für die durch 
die Sozialversicherung sogar noch Krankengeld gezahlt 
wird und bei denen nicht unerhebliche Behandlungs­
kosten entstehen.
Zwangsmaßnahmen gegenüber den Alkoholikern kön­
nen nach den geltenden gesetzlichen Bestimmungen nur 
durch gerichtliche Entscheidung angeordnet werden — 
bei Straftaten also erst dann, wenn der Alkoholiker 
bereits straffällig geworden ist.
Für Entmündigungsverfahren wegen Trunksucht, auf 
deren Grundlage ebenfalls eine zwangsweise Einwei­
sung in eine Entziehungsanstalt vorgenommen werden 
kann, sind die Mitwirkung und das Antragsrecht der 
Staatsanwaltschaft und des Gesundheitswesens ausge­
schlossen (§ 680 Abs. 4 ZPO). Die Fälle, in denen sich 
Ehegatten und Verwandte entschließen, ein solches Ver­
fahren in Gang zu setzen, zählen zu den Ausnahmen.

Zur Wirksamkeit gesetzlicher Bestimmungen 
gegen den Alkoholmißbrauch
Es zeigt sich, daß gesetzliche Regelungen notwendig 
sind, die es ermöglichen, im Vorfeld der Kriminalität 
zwangsweise die ä r z t l i c h e  Behandlung alkohol­
gefährdeter Personen vorzunehmen, bevor es zur 
Trunksucht kommt, die weitaus schwieriger zu über­
winden ist als die Vorphasen des Alkoholismus. Die 
bestehenden gesetzlichen. Bestimmungen reichen u. E. 
zur Bekämpfung des Alkoholmißbrauchs und auch der 
Alkoholkriminalität nicht aus.
Die VO über die Kosten für ärztliche Behandlung und 
Beförderung bei Alkoholmißbrauch vom 22. September 
1962 (GBl. II S. 684) ist bisher nicht besonders wirksam 
geworden. Abgesehen davon, daß vielfach die mate­
riellen Voraussetzungen zur Durchsetzung dieser Ver­
ordnung (Krankentransport, geeignete medizinische Be­
handlungsstellen) fehlen, kann sie nur bei Alkoholmiß­
brauch angewandt werden bzw. dann, wenn Personen 
im Zustand der Trunkenheit mit sichtbaren körper­
lichen Verletzungen hilflos aufgefunden werden oder 
wenn bei ihnen den Umständen nach eine Verletzung 
innerer Organe oder eine Alkoholintoxikation anzuneh­
men ist. Diese Einschränkungen lassen es nicht zu, 
gegen Betrunkene wirksam vorzugehen, die durch ihr 
Verhalten die öffentliche Ordnung stören.
Die VO zum Schutze der Jugend vom 15. September 
1955 (GBl. I S. 641) würde bei konsequenter Einhaltung 
garantieren, daß junge Menschen vor Alkoholmißbrauch 
bewahrt werden. Entgegen allen wissenschaftlichen Er-
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